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Einleitendes Statement

Grundsätzliches

Fundamentaler Irrtum der Opposition in diesem Aus​schuss – und auch in manchen Medien:

Es geht hier nicht um Fakten; denn diese lagen vor und waren für jeden, der es wollte verfügbar.

Die Fakten wurden auch nie bestritten; sie wurden auch öffentlich gemacht.

Es geht  darum

ob und wie sicher Jahresverlaufszahlen und darauf aufbauende Prognosen für das ganze Jahr sind. 

Und es geht darum, daß es.

Kernaufgabe jedes verantwortungsvollen Ministers/Poli​tikers ist :

· Die redliche Bewertung unsicherer Schätzahlen vor dem gesamten politisch/ökonomischen Hintergrund vorzu​nehmen! Kein Prognostiker legt für seine Zahlen die Hand ins Feuer.

Und dann:

· die Öffentlichkeit über diese belastbare Bewertung zu informieren
[Die Zahlen lagen jederzeit (Monatsbericht) vor]

· politische Schlussfolgerungen ziehen und ggf. ökonomisch wirksame Maßnahmen ergreifen

Die Bewertungen werden 2 mal im Jahr vollzogen (Mai und November) und die Prognosen 3 mal im Jahr. Damit ist zu arbeiten.

Das ist die eigentliche Aufgabe von Politik und jeder Regierung! 

Gleich zu Beginn klarstellen:

· Jederzeit alle Informationen erhalten 

· Mit dem Kollegium und dem Leitungsstab diskutiert und dann politische Ent​scheidungen getroffen.

· Ich stehe zu allen politischen Entscheidungen, die ich auf Basis der stets unsicheren Informationen getroffen habe.

Entwicklung im Jahr 2002

Auswirkungen des Wirtschaftswachstums auf die öffentlichen Haushalte

· Entwicklung des Wachstums ist von entscheidender Bedeutung für die Entwicklung der öffentlichen Haushalte. 
Sie wirkt sich aus auf 

· die Höhe der Steuereinnahmen, 

· die Höhe der Sozialabgaben und

· die Höhe wichtiger Ausgabepositionen insbe​sondere im Bereich des Arbeitsmarktes.

· Ein Prozentpunkt nominales Wirtschaftswachstum bedeutet bei einem nominalen Bruttoinlandsprodukt von rd. 2.100 Mrd. € etwa 8 ‑ 9 Mrd. € Mehreinnah​men aus Steuern und Sozialabgaben.

· Deshalb ist die Projektion der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung eine zentrale Größe bei der Planung und Projektion für die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden sowie der Sozialversicherungen.

Chronologie der Wachstumserwartungen für 2002

· Im vergangenen Jahr ist die gesamtwirtschaftliche Entwicklung deutlich schlechter verlaufen als es 

· bei der Planung des Bundeshaushalts und 

· bei der Projektion des öffentlichen Gesamthaushalts, der Sozialversicherungen und des Staatskontos 

erwartet wurde. 


Im Frühjahr 2002 

· sahen die nationalen und internationalen Wirt​schaftsexperten Deutschland übereinstimmend am Anfang eines Wirtschaftsaufschwungs. 


· lag die Bundesregierung mit ihrer vergleichs​weise vorsichtigen Wachstumsschätzung von ¾% am unteren Ende des Prognosespektrums. Zu dieser Zeit hat die EU-Kommission ihre Wachstumser​wartung für Deutschland intern sogar noch leicht von 0,7% auf 0,8% nach oben korrigiert.

Wirtschaftliche Entwicklung in 2002

· In den ersten drei Quartalen nahm das BIP leicht zu, nachdem es in der 2. Jahreshälfte 2001 etwas zurückgegangen war.

· Aufwärtsentwicklung war allerdings verhalten und blieb spürbar insbesondere in der zweiten Jahreshälfte hinter den Erwartungen zurück. Im Schlussquartal des abgelaufenen Jahres dürfte das BIP den Indikatoren zufolge stagniert sein.

Nach den ersten vorläufigen Berechnungen des Sta​tistischen Bundesamtes stieg das BIP im Jahresdurchschnitt 2002 um real 0,2 %. [Das Statistische Bundesamt wird revidierte BIP-Ergebnisse für das Jahr 2002 und für das 4. Quartal am 26. Februar veröffentlichen.] 

· Dennoch: Bis Sommer 2002 gingen die Konjunkturex​perten - wie auch wir - übereinstimmend von einer deutlichen Beschleunigung des Wachstumstempos in der zweiten Jahreshälfte 2002 aus.

· Monatlicher Ifo-Geschäftsklimaindex vom 28. August 2002 zeigte Signale, daß der „Aufschwung zunächst vorübergehend unterbrochen sein könnte.“ 
· Aber: Trend bei den wichtigen Konjunkturindikatoren „Auftragseingang“ und „Produktion in der Industrie“ war weiterhin aufwärts gerichtet.

· Erst Werte für August, vor allem aber für September, die Anfang Oktober bzw. Anfang November 2002 vorlagen, ließen Belebung im Jahresverlauf unwahr​scheinlich werden. Allen Wissenschaftlern wie auch dem Bundesfinanzministerium war bis zum Vorliegen der Steuereinnahmen für September (Mitte Oktober) nicht das Ausmaß der Wachstumsschwäche bewusst. Dies haben die Sachverständigen in ihrer Anhörung auch zum Ausdruck gebracht.

· In der fünften Sitzung dieses Ausschusses am 30. Januar 2003:
Mitglied des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Herr Prof. Dr. Kromphardt, hat deutlich gemacht, dass es erst im Oktober eine fundierte Ba​sis für die Annahme gab, dass das Gesamtstaatsde​fizit Defizit 2002 in der VGR-Abgrenzung die Grenze von 3 % des BIP überschreiten werde. Prof. Remsperger und andere haben dies deutlich beschrieben.

· Herbstgutachten der wirtschaftwissenschaftlichen Forschungsinstitute vom 22. Oktober 2002:

„Der für dieses Jahr prognostizierte Aufschwung hat nicht eingesetzt, weil mit den drastischen Einbrüchen an den Aktienmärkten und den internationalen politi​schen Spannungen unvorhersehbare Schocks auf​getreten sind, welche die Konjunkturaussichten ab​rupt verschlechtert haben. Diese Entwicklung kann jedoch nicht der Wirtschaftspolitik angelastet wer​den.“

Auswirkung des Wirtschaftswachstums auf die Steuereinnahmen

· Vor allem wegen unerwarteter Verzögerung des Wirt​schaftsaufschwungs blieb Einnahmeentwicklung im Jahresverlauf deutlich hinter den Erwartungen zurück. 


· Danach waren die Einnahmen waren im März und Juni 2002 stark rückläufig. Ursache hierfür waren vor allem das deutlich geringere Körperschafts-aufkommen.

Nähere Analysen zeigten: Rückgänge beruhten zum großen Teil auf Körperschaftsteuer​erstattungen in Milliardenhöhe an wenige Kapitalgesellschaften aus bestimmten Krisenbranchen im Zuge der Veranla​gung für vorangegangene Jahre.


· Berechtigte Annahme, dass diese Sondereffekte im zweiten Halbjahr nicht mehr in diesem Umfang eintreten würden und die Steuern insbeson​dere in den Vorauszahlungsmonaten September und Dezember deutlich höher ausfallen würden als im Vorjahr (begründete Hoffnung auf erhebliche Nachholeffekte, wie sich auch im September und Dezember gezeigt hat). 

Gleichzeitig Vertrauen darauf, dass Maßnahmen zur Bekämpfung des Umsatzsteuerbetruges, bei denen die Länder eine wesentliche Rolle spielen, zu einer Erhöhung des Aufkommens aus der Umsatz​steuer führen. 

Ferner: Erwartung kräftigen Zuwachses bei der Lohnsteuer aufgrund der abgeschlossenen Tarifvereinbarungen. 

Schließlich: Erwartung eines Wiederanziehens des privaten Konsums und dadurch bedingt steigenden Umsatzsteuereinnahmen im Zuge der allseits prognostizierten Konjunkturbelebung in der zweiten Jahreshälfte.


· Aufkommensergebnisse der Monate Juli und August schienen Erwartungen grundsätz​lich zu rechtfertigen: Die kumulierte Entwicklung des Steueraufkommens zeigte deutlich aufsteigende Tendenz.

· Entwicklung gab hinreichend Anlass zur Erwartung eines kräftigen Einnahmeschubs für den normalerweise aufkommensstarken Monat September. Stattdessen: Nochmaliger Rückgang im Vergleich zum besonders  aufkommens- schwachen September 2001. Eine Entwicklung, die so keiner für möglich gehalten hatte.

· Berichte über die Sachverständigenanhörung am 30. Januar 2003:
Herr Dr. Horn vom DIW machte da meines Wissens deutlich, dass die Einnahmeentwicklung des Jahres 2002 schwer bzw. fast gar nicht prognostizierbar war.


· Fazit:
Unter weitgehend unstrittiger Annahme einer kräftigen Wachstumsbeschleunigung und der eben geschilderten Effekte im zweiten Halbjahr musste zur Jahresmitte noch nicht mit deutlichem Verfehlen des Einnahmezieles gerechnet werden.
Erst als Mitte Oktober die Steuereinnahmen für den großen Steuermonat September feststanden, war definitiv klar: Die im Mai geschätzten Einnahmen bis Jahresende werden nachhaltig nicht mehr erreicht werden können.


Bundeshaushalt

· Bundeshaushalt verlief der Konjunkturentwicklung entsprechend. 

· Im Herbst 2001 (Verabschiedung Haushalt 2002): Wachstumsannahme: real 1 ¼ % 
Aber: tatsächlicher BIP-Anstieg: 0,2 % 

· BMF veröffentlicht die Entwicklung des Bundes​haushaltes monatlich: Bundes​regierung hat die Öffentlichkeit stets über alle relevanten Daten unverzüglich informiert.

· 25. Juli 2002: Publikation der Halbjahresergebnisse für den Bundeshaushalt in Einnahmen und Ausgaben

· 28. August 2002: Veröffentlichung der Ergebnisse bis einschließlich Juli 2002 


· August 2002: Hinweis von mir, dass es für Deutschland bei Einhaltung der Maastricht-Kriterien eng wird (Presseberichte in der FTD, Handelsblatt, Welt vom 20. August 2002; „Wir werden die Maastricht Kriterien einhalten; aber es wird eng.“

Daher auch unpopuläre Maßnahmen im Hinblick auf die Flutschädenbeseitigung:  Verschiebung der Steuerreform anstatt neue Schulden; Haushaltssperre

· Sommer 2002: Indizien, dass Eckwerte des Bun​deshaushaltes verfehlt werden könnten. 
(Vorlagen des Referates II A 2 vom 17. Juli 2002: rechnerische NKA in Höhe von 33,1 Mrd. €, liegt Ausschuss vor) 

· Phase Juli bis September 2002: keine Notwendigkeit zu entscheiden
z.B. über einen Nachtragshaushalt, Restkreditermächtigung, Fehlbetragshinnahme. Deshalb Entscheidung auf Vorschlag meines Staatssekretärs , zunächst weitere Entwicklung (Steuerschätzung) abzuwarten.
(handschriftlicher Vermerk von AL II auf II A 2-Vorlage vom 5. August 2002)


· Erfahrung aus den vorangegangenen Jahren : Belastungen können im Haushaltsvollzug aufgefangen werden (5 Mrd. € im Jahr 1999, 4,5 Mrd. € im Jahr 2000 und 5 Mrd. € im Jahr 2001).

· Zudem positivere Tendenzen in Ablaufschätzung vom August:  Verbesserung der Defizitentwicklung um 1 Mrd. €.
(Vorlage II A 2 vom 21. August 2002)

· Erst enttäuschende Entwicklung der Arbeitsmarkt​zahlen und der Steuereinnahmen im September – verbunden mit Verschlechterung der Konjunkturer​wartungen – führten im Oktober zur Gewissheit, dass Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtes unabweisbar war.

[Bereits bei den Beratungen zum Bundeshaushalt 2002 im Plenum des Deutschen Bundestages deutlich gemacht: „Der vorliegende Haushalt 2002 ist auf Kante genäht. Er enthält keine zusätzlichen Reserven.“]


· Grundsätzlich gilt für die Entwicklung im Jahresverlauf:

· Unterjährige Ergebnisse erlauben keinen Schluss auf das Jahresergebnis,

· Bundesregierung ist ihrer Pflicht zur Veröffentli​chung der Haushaltszahlen immer nachgekom​men; sie hat nichts verheimlicht.

· Bis Herbst ließ sich die insgesamt positive Ein​schätzung unter Abwägung vorliegender Da​ten und bestehender Risiken sehr wohl begründen.

Exkurs:
Abschluss des Bundeshaushaltes 2002
Wie kurzlebig und unsicher Prognosen sind, zeigt der Abschluss 2002
 Der vorläufige Abschluss des Bundeshaushaltes 2002 ist positiver als erwartet.

· Nettokreditaufnahme unterschreitet mit 31,8 Mrd. € die im Nach​tragshaushalt vom 20.11. ausgewiesene Neuverschuldung um 2,8 Mrd. €.

· Mit 249,3 Mrd. € wird das Haushaltssoll um 3,2 Mrd. € unter​schritten.

· Das tatsächliche Steuervolumen liegt allein für den Bund um 1,3 Mrd. € über dem  6 Wochenzuvor veran​schlagten Volumen (nach November-Steuerschätzung). 


Staatsdefizit


· Für das Staatsdefizit gilt in noch stärkerem Maße: Unterjährige Ergebnisse lassen sich nicht mechanis​tisch auf gesamtes Jahr hochrechnen. Das bestätigen alle Experten. (Anhörung Experten!)

Erwartungsgrößen zum gesamtstaatlichen Defizit werden innerhalb des BMF regelmäßig überprüft – auch hinsichtlich möglicher Risiken.

· Ich habe auf der Grundlage der öffentlich bekann​ten Tatsachen und interner Stellungnahmen über vorhandene Risiken eine Wertung vorgenommen und meine Entscheidung unter Berücksichtigung der gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen und Erfordernisse getroffen.
· Erst 

· nach Revision der Einschätzung zur wirtschaftli​chen Entwicklung durch nationale wie internatio​nale Prognosen sowie die wirtschaftwissenschaft​lichen Institute und 

· nach Vorliegen des tatsächlichen Verlaufs der Steuereinnahmen im September 

lag im Oktober belastbare Grundlage für finanzpolitische Entscheidungen vor.

Erst zu diesem Zeitpunkt: Die unbedingt notwendige Klarheit, daß D das Maastricht-Defizit nicht einhalten kann. Dies war der frühestmögliche Zeitpunkt

· Der Finanzminister der größten Volkswirtschaft im EURO-Raum braucht eine absolut sichere und  verlässliche Grundlage, bevor er derartige psychologisch bedeutsame und ökonomisch mit weitreichenden Konsequenzen verbundene Feststellung  in die Öffentlichkeit weiterträgt.

· In konjunkturellen schwachen Phase 2002 wäre es unverantwortlich gewesen, die noch nicht gefestigte  Lage durch möglicherweise falsche Ankündi​gungen zu destabilisieren und damit den erwarteten und erhofften Aufschwung zu gefährden. 

· Ein Überschreiten der Defizitgrenze war zu diesem Zeitpunkt nicht zu verhindern. Das Wirkenlassen der automatischen Stabilisatoren war geboten; dies wurde von der Eu auch akzeptiert.
 
· Auf die Entwicklung in 2002 hat die Bundesregierung aber im Oktober 2002 mit ökonomisch vertretbaren Sparpaket für 2003 und Folgejahre reagiert (Abbau Steuerschlupflöcher, Fortentwicklung ökologische Steuerreform, Umsetzung Hartz-Konzept). U.a. mit diesem Sparpaket wird sichergestellt, dass Deutschland im Jahr 2003 die Defizitgrenze wieder einhält, wenn der Bundesrat und die Länder ihrer Verantwortung gerecht werden und das Wachstum nicht unter 1% sinkt. 


· Den von der Opposition vermittelten Eindruck eines Wahlbetruges hinsichtlich der 3%-Defizitgrenze weise ich strikt zurück. Ich hätte mich in einem Jahr ohne Bundestagswahlkampf genauso verhalten wie im Jahr 2002.

Gerade der Bundesfinanzminister hat eine besondere Ver​antwortung. Er muss bei seinen Entscheidungen und öffentlichen Äußerungen stets deren Reichweite für die größte Volkswirtschaft der Eurozone und auch für den Standort D ins Kalkül ziehen. 
Ich erlaube mir zum Schluß aus einem Kommentar von Olaf Storbeck im Handelsblatt vom 6. Februar 2003 zu zitieren, der sich auf die Expertenanhörung vom 30. Januar 2003 bezieht.

· „Erstens war kurz vor der Wahl  selbst Konjunkturprofis das volle Ausmaß der Wachstumsschwäche nicht bewusst....

· Zweitens erschwert ein Sack voll Problemen den Prognostikern die Arbeit....

· Drittens haben selbst die ärgsten Pessimisten vor der Wahl ein Defizit von 3,7% nicht für möglich gehalten...“

Insgesamt:

· die Bewertung des Handelsblattes vom 6. Februar 2003: „Aber von der Regierung zu erwarten, sich in einer fragilen Konjunktur-Lage an die Spitze der Schwarz​maler zu stellen, ist weltfremd und verantwortungs​los“. 
Ein verantwortungsvoller Bundesfinanzminister darf dies nicht.


